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•	 In der Versorgung psychisch kranker Kinder und Jugendlicher bestehen schon länger 
erhebliche Defizite. 

•	 Die Corona-Pandemie führt zu weiteren Engpässen, da der Bedarf steigt: 82 % der Kinder 
und Jugendlichen fühlen sich durch die Pandemie belastet.

•	 Die Gesetzesänderungen von 2019 haben die zukünftigen Zugangsvoraussetzungen zur 
psycho-therapeutischen Versorgung von Kindern und Jugendlichen stark eingeschränkt.

•	 Ohne die Fachhochschulen/Hochschulen für angewandte Wissenschaften und die 
Zugangswege, die sie pädagogischen und sozialen Berufsgruppen eröffnen, wird 
insbesondere für die Zukunft keine bedarfsgerechte Versorgung möglich sein.

Zentrale Probleme der Versorgung psychisch kranker Kinder und 

Jugendlicher werden seit Jahrzehnten diskutiert, aber nicht ge-

löst. Dabei hat die psychische Gesundheit von Kindern und Ju-

gendlichen in der Corona-Pandemie im Besonderen gelitten. Der 

zurückliegende Anstieg der Psychotherapeut_innen für Kinder 

und Jugendliche ist zunächst zu begrüßen – gleichzeitig gaukelt 

dieser eine Scheinsicherheit vor. Zum einen ist der Bedarf größer, 

was nicht zuletzt die Corona-Pandemie gezeigt hat. Zum ande-

ren wurde durch die gesetzlichen Veränderungen des früheren 

Gesundheitsministers, Jens Spahn, zentralen Berufsgruppen der 

Zugang zur psychotherapeutischen Versorgung von Kindern 

und Jugendlichen für alle Zeiten versperrt. Durch dieses gesetz-

liche Austrocknen des Nachwuchses ist für die Zukunft ein sub-

stantieller Versorgungsnotstand für die psychische Gesundheit 

von Kindern und Jugendlichen zu erwarten. Um diese falsche 

Weichenstellung zu korrigieren, ist der Gesetzgeber aufgerufen, 

gegenzusteuern. Darum geht es primär in diesem Papier.

Die Datenlage zur psychischen Gesundheit von Kindern und  

Jugendlichen während der Corona-Krise ist mittlerweile gut.  

Die Ergebnisse der federführenden deutschen COPSY-Längs- 

schnittstudie vom Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf un-

ter der Leitung von Prof. Dr. Ravens-Sieberer1 belegen, dass sich 

eineinhalb Jahre nach Pandemiebeginn im Herbst 2021 noch 

82 % der Kinder und Jugendlichen durch die Pandemie belastet 

fühlten. Hierbei nimmt die psychische Belastung einen zentralen 

Stellenwert ein (s. Tabelle). 

Psychische Auffälligkeiten, vor allem im Bereich Angst und De-

pression, stiegen im Pandemieverlauf signifikant an. Die Belas-

1	 https://www.uke.de/kliniken-institute/kliniken/kinder-und-jugendpsych-
iatrie-psychotherapie-und-psychosomatik/forschung/arbeitsgruppen/
child-public-health/forschung/copsy-studie.html

	 https://www.aerzteblatt.de/archiv/224865/Seelische-Gesundheit-und-
Gesundheitsverhalten-von-Kindern-und-Eltern-waehrend-der-COVID-
19-Pandemie
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tung lag auch in der dritten Befragungswelle deutlich über den 

Werten vor der Pandemie; Bauch- und Kopfschmerzen sowie 

Nervosität nahmen in der dritten Befragungswelle noch ein-

mal zu. Im Vergleich zu Jungen sind Mädchen hinsichtlich ihrer  

Lebensqualität, Ängstlichkeit, Depressivität und psychosomati-

scher Beschwerden zu einem höheren Anteil betroffen. 

Die ambulante Versorgung sollte in Deutschland eigentlich 

primär von Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut_innen 

(KJP) sichergestellt werden. Der Bedarf war stets höher als die 

Versorgungszahlen. Bisher wurde die psychotherapeutische 

Versorgung im Kinder- und Jugend-Bereich größtenteils von 

Sozialpädagog_innen und Pädagog_innen mit entsprechender 

Zusatzausbildung2 geleistet. Ärztliche und psychologische Psy-

chotherapeut_innen sind in der psychotherapeutischen Versor-

gung von Kindern und Jugendlichen deutlich weniger vertreten. 

Dies ist ein wesentlicher Unterschied zum Erwachsenenbereich. 

Das von der CDU/CSU-Fraktion vorangetriebene „Gesetz zur 

Reform der Psychotherapeutenausbildung“ (PsychTherAusb-

RefG) von 2019 führte zu tiefgreifenden Änderungen3, deren 

negative Auswirkungen erst nach und nach deutlich werden. 

Im Bereich der Kinder- und Jugendlichen-Psychotherapie (KJP) 

kommt es durch das neue Gesetz bedingt immer mehr zu einer 

äußerst problematischen Verknappung im Bereich der psycho-

therapeutischen Versorgung von Kindern und Jugendlichen. 

Das Psychotherapeutenausbildungsgesetz hat zur Folge, dass 

nur noch Universitäten, nicht aber staatlich anerkannte Fach-

hochschulen oder private Institute das neue approbationskon-

forme Psychotherapie-Studium anbieten dürfen. Die Plätze an 

den Universitäten sind stark begrenzt, was einen eklatanten 

Mangel an Master-Studienplätzen für künftige Psychothera-

peut_innen zur Folge hat (mit Auswirkungen für die Erwachse-

nen-Psychotherapie)4. 

Für den Bereich der Kinder- und Jugendlichen-Psychotherapie 

waren bislang auch die pädagogischen/sozialen Berufsab-

schlüsse eine mögliche Zugangsvoraussetzung zur Ausbil-

dung. Diese zentral an Fachhochschulen ausgebildeten sozi-

alpädagogischen und pädagogischen Berufsgruppen haben 

2	 Im Rahmen des bis 2019 geltenden Systems waren traditionell 
seit Jahrzehnten Diplom-Pädagog_innen, Heilpädagog_innen, 
Sonderpädagog_innen/Lehramt, Soziale Arbeit etc. für die Kinder-  
und Jugendlichenpsychotherapie-Ausbildung berechtigt. 

3	 Nicht nur die psychotherapeutische Ausbildungssituation wurde Änderun-
gen unterzogen, sondern auch das Studium sowie die berufliche Tätigkeit 
niedergelassener Psychotherapeut_innen.

4	 https://www.sueddeutsche.de/bayern/eichstaett-psychotherapie-
ausbildung-bayern-1.5586639

seit dem 01.09.2020 keinen Zugang mehr zur neu konzipier-

ten Weiterbildung im Bereich der Kinder- und Jugendlichen- 

psychotherapie. 

Das heißt im Klartext, dass diese für die psychotherapeutische 

Versorgung von Kindern und Jugendlichen essentiellen Berufs-

gruppen nach und nach als Folge der zuletzt vorgenommenen 

Reformen „vom Markt genommen“ werden. Die ohnehin auf 

tönernen Füßen stehende Versorgung von Kindern und Ju-

gendlichen mit psychotherapeutischen Behandlungsbedarfen 

ist damit maximal gefährdet. 

Ebenso schwer wiegt die viel zu geringe Anzahl an postgradu-

alen psychotherapeutischen Weiterbildungseinrichtungen, wel-

che die Anforderungen im neuen Gesetz leisten können, mit 

einer viel zu geringen, nicht bedarfsgerechten Ausbildungs-

platzzahl für Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie.

Das in der letzten Legislaturperiode CDU-geführte Gesund-

heitsministerium begründete die Reform stets mit dem Argu-

ment einer gewünschten „Akademisierung“ der Psychothera-

pie. Die Versorgung hatte man dabei offenbar nicht im Blick. 

Nach Ausschluss der pädagogischen/sozialen Berufe können 

nur noch Psycholog_innen und Ärzt_innen Psychotherapeut_

innen werden, und diese Berufsgruppen wählen traditionell 

den Weg in die Erwachsenen-Psychotherapie. Nur wenige 

werden Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten. 

Da der Nachwuchs fehlt, die in KJP ausgebildet werden 

können, kann der dringende psychotherapeutische Versor-

gungsauftrag bei Kindern und Jugendlichen dauerhaft nicht 

sichergestellt werden. Während also die Reform mit dem Ar-

gument der „Akademisierung“ „verkauft“ wurde, wird mit der 

Reform sprichwörtlich das Kind mit dem Bade ausgeschüttet, 

und eine Verknappung von Psychotherapeut_innen im Allge-

meinen sowie eine Verknappung von KJP sind die negative 

Folge. Im Ergebnis haben wir ein immer größer werdendes 

Versorgungsproblem bei der besonders verletzlichen Gruppe 

der Kinder und Jugendlichen. Hierauf haben schon früh die 

entsprechenden Berufs- und Fachverbände hingewiesen. Jetzt 

ist die aktuelle Regierungskoalition gefordert gegenzusteuern. 

Was ist zu tun?
Vor diesem Hintergrund fordern wir, dass nicht nur Psycho-

log_innen und Ärzt_innen, sondern – wie vor der Reform 

– die pädagogischen und sozialen Berufsgruppen ihren Bei-

trag zur psychotherapeutischen Versorgung von Kindern und 

Jugendlichen leisten dürfen. Diese Berufsgruppen müssen wie 

https://www.sueddeutsche.de/bayern/eichstaett-psychotherapie-ausbildung-bayern-1.5586639
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BELLA  
vor der 

Pandemie

COPSY
Welle 1

COPSY
Welle 2

COPSY
Welle 3

p*1 Cramer´s 
V*1

Kinder und Jugendliche

Belastung durch Pandemie*2 70,6 % 82,9 % 81,9 % < 0,001 0,09

geminderte Lebensqualität*3 15,3 % 40,2 % 47,7 % 35,1 % < 0,001 0,14

psychische Auffälligkeilen*4 17,6 % 30,4 % 31,0 % 27,0 % < 0,001 0,07

Angstsymptome*5 14,9 % 24,1 % 30,1 % 26,8 % < 0,001 0,08

depressive Symptome*6 10,0 % 11,3 % 15,0 % 11,1 % 0,001 0,03

psychosomatische Beschwerden*7 
(mindestens 3 Symptome)

36,9 % 48,4 % 53,1 % 53,0 % < 0,001 0,09

- Rückenschmerzen*8

- Nervosität*8

- Bauchschmerzen*8

- Niedergeschlagenheit*8

- Kopfschmerzen*8

- Ernschlafprobleme*8

- Gereiztheit*8

25,9 %

23,6 %

21,3 %

23,0 %

28,3 %

39,2 %

39,8 %

26,4 %

27,9 %

30,5 %

33,8 %

40,5 %

43,3 %

53,2 %

33,0 %

33,3 %

36,4 %

43,4 %

46,4 %

47,2 %

57,2 %

32,8 %

35,3 %

39,2 %

41,2 %

48,7 %

46,0 %

57,0 %

< 0,001

< 0,001

< 0,001

< 0,001

< 0,001

< 0,001

< 0,001

0,04

0,06

0,10

0,11

0,11

0,04

0,09

körperliche Aktivität (an mindestens  
3 Tagen/Woche)

76,1 % 45,8 % 29,5 % 46,9 % < 0,001 0,19

erhöhter Süßigkeitenkonsum 32,6 % 32,8 % 21,5 % < 0,001 0,08

erhöhter Medienkonsum 67,2 % 71,1 % 49,1 % < 0,001 0,14

Eltern

Belastung durch Pandemie*2 79,0 % 83,4 % 82,2 % 0,004 0,03

Verlust sozialer Kontakte*9 45,0 % 47,4 % 36,0 % < 0,001 0,07

Verlust von Freizeitaktiviläten*9 56,3 % 61,2 % 51,1 % < 0,001 0,06

weniger körperliche Bewegung*9 34,1 % 39,8 % 30,4 % < 0,001 0,06

Probleme, Kinderbetreuung/Home-

schooling zu organisieren*9

44,4 % 35,8 % 37,5 % < 0,001 0,05

Probleme, Arbeit und Kinder- 

betreuung*9 zu vereinbaren*9

34,4 % 32,7 % 31,9 % 0,308 0,02

Spannungen zu Hause oder Familien-

streit*9

24,7 % 24,4 % 27,1 % 0,172 0,02

depressive Symptomatik Eltern*10 17,4 % 23,8 % 20,9 % < 0,001 0,05

Belastungserleben von Kindern und Eltern vor und während der COVID-19-Pandemie

Quelle: COPSY-Studie, Ravens-Sieberer et al., 2022

*1Overall-Chi-Quadrat-Test über die Studien BELLA und COPSY W1-W3; *2etwas belastend/ziemlich belastend/äußerst belastend; 
*3KIDSCREEN-10, *4SOQ; *5SC.ARED; *6PHQ-2, *7 HBSC-Symptom Checklist; *8mindestens einmal in der letzten Woche;  
*9ziemlich belastend/äußerst belastend; *10PHQ-8
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zuvor zur Weiterbildung in Kinder – und Jugendlichenpsycho-

therapie zugelassen werden. Entsprechende Fachhochschulab-

schlüsse müssen wieder zur Weiterbildung in KJP berechtigen. 

Hierfür ist eine Korrektur des PsychTherAusbRefG erforderlich.  

Der pauschale Ausschluss von Fachhochschulen zum neu-

en approbationskonformen Studium Psychotherapie (Psy-

chologie) durch eine Gesetzesänderung ist rückgängig zu 

machen. D. h. staatlich anerkannte Fachhochschulen er-

halten wie die Universitäten die Zulassung, ein approbati-

onskonformes Psychotherapie-Studium anzubieten. Dies 

entspricht einer Fortsetzung des bislang erfolgreichen Aus-

bildungs-Systems in der deutschen Hochschullandschaft 

und erhöht dabei zugleich die Versorgung mit Kinder- und Ju-

gendlichenpsychotherapeut_innen. 

Wir fordern zudem, dass im aktuellen Entwurf der „Musterwei-

terbildungsordnung“ ein fester Teil an Weiterbildungsstellen 

(mindestens 25 %) für die Weiterbildung in Kinder- und Jugend-

lichenpsychotherapie zur Verfügung stehen müssen. Die Ausbil-

dung muss primär nach dem Bedarf ausgerichtet werden. 
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Das geplante Niedersächsische 
Krankenhausgesetz (NKHG) – 
eine Blaupause auch für  
andere Bundesländer? 

Volker Amelung, Juni 2022 

Durch die COVID-Pandemie ist die Diskussion über den längst überfälligen Strukturwandel im statio-
nären Sektor etwas in den Hintergrund gerückt – allerdings, ohne dass deshalb die Notwendigkeit  
geringer geworden ist. Die niedersächsische Landesregierung hat nun einen Gesetzesentwurf vorgelegt, 
der durchaus auch für andere Bundesländer als Blaupause dienen könnte. Für eine Strukturdiskussion 
sind drei Punkte aus diesem Gesetzesentwurf besonders hervorzuheben:

I. Einführung eines Versorgungsstufenmodells (Grund- und Regelversorgung, Schwerpunktversorgung 
und Maximalversorgung)

II. Einführung einer kleinräumigeren Krankenhausplanung (acht statt vier Versorgungsregionen)

III. Schaffung von regionalen Gesundheitszentren, insbesondere dort, wo ein Krankenhaus der Grund- 
regelversorgung nicht oder nicht mehr besteht; dies beinhaltet somit die explizite Forderung nach 
sektorenübergreifenden Versorgungskonzepten

In derartigen Gesetzesvorhaben erlangen häufig vermeintlich 

kleinere Themen unberechtigterweise zu wenig Aufmerksam-

keit. Exemplarisch sei hier nur die Forderung nach einer Etablie-

rung von Demenzbeauftragen genannt.

Zwei grundlegende Themenfelder sollen vorab nochmals be-

trachtet werden: Warum braucht es einen Strukturwandel? Und 

warum tun wir uns damit so schwer? Die folgenden Ausführun-

gen sind als Impulse zu verstehen und sollen vor allem die Dis-

kussion anregen.

  1. Warum ist der Strukturwandel notwendig?

Auch wenn die Sicherstellung der stationären Versorgung zwei-

fellos zur grundgesetzlich verbrieften Daseinsvorsorge gehört 

(Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes 

Nordrhein-Westfalen 2022: Aktueller Krankenhausplan NRW) und 

somit die Erreichbarkeit in allen Regionen unabdingbar ist, müssen 

die aktuellen Strukturen grundsätzlich zur Disposition gestellt wer-

den. Fünf Themenfelder – die hier lediglich angerissen werden  

können – sollten dabei im Fokus stehen.

 Auswirkungen der Strukturen auf die Qualität der Versorgung

 Prekäre Personalsituation im Gesundheitswesen

 „Green Health Care“ als Treiber für den Strukturwandel

 Effizienz der Strukturen 

 Rolle von Krankenhäusern in der (regionalen) Versorgung

Das hohe Vertrauen in die Qualität der Versorgung stellt eine 

der zentralen Stärken des deutschen Gesundheitssystems dar. 

Obwohl die Bedeutung von Behandlungsfällen für die Behand-

lungsqualität vielfach dokumentiert ist (Enquetekommission 2021, 

S. 78f.), findet kein wirklicher Qualitätswettbewerb statt. Somit 

muss ordnungspolitisch sichergestellt werden, dass sogenannte  

„Focus Factories“ entstehen können, in denen mengensensitive  

Leistungen gebündelt werden. Dabei geht es nicht um die 

Das geplante Niedersächsische Krankenhausgesetz (NKHG) – 
eine Blaupause auch für andere Bundesländer?
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Keine Energiewende ohne  
soziale Wärmewende:  
Impulse für eine bezahlbare  
Versorgung mit „grüner Wärme“ 

AG Energie und Umwelt  

des Managerkreises, Juni 2022

• Damit die Wärmewende gelingt, muss sie sozial sein.

• Eine sozial verträgliche Wärmewende berücksichtigt die Einkommens- und Wohnsituation auf der 
Seite der Privatkund_innen.

• Mögliche Ansatzpunkte sind die Verringerung des Bedarfs, die Effizienz der Umwandlung und die 
Nutzung klimaneutraler Energieträger.

• Die Betrachtung der Strukturen der Nachfrageseite sollte die Auswahl der technologischen 
Optionen (Energieträger und Infrastruktur) prägen.

• Die Wärmewende muss örtlich angepasst werden (kommunale Energieplanung). 

• Eine soziale Wärmewende bedeutet, zu fördern, zu entlasten und zu unterstützen.

Der Wärmebereich ist der größte Energieverbrauchssektor in 

Deutschland. Nur der Verkehrssektor hat bislang weniger zur 

Verbrauschminderung beigetragen. Auch wenn die Emissionen 

des Wärmesektors bereits zurückgegangen sind, bleibt doch 

noch eine große Aufgabe für die Wärmewende. Wie kann eine 

soziale Wärmewende angesichts der Preissteigerungen für 

Energie in Folge des Ukrainekriegs aussehen und gelingen? Die 

ökonomische wie auch soziale Lebenswirklichkeit der Menschen 

muss von Anfang an berücksichtigt werden: bei der Entwicklung 

von Strategien und der Auswahl der Technologien bis zu den 

Schritten der energetischen Sanierung. Die nachfolgenden 

politischen Handlungsempfehlungen sind nicht nur bei der 

Umsetzung und Finanzierung der Wärmewende, sondern auch 

beim Gelingen der Energiewende insgesamt von zentraler 

Bedeutung.

Wenn wir von Energiewende sprechen, denken wir zumeist 

an die Stromerzeugung aus Erneuerbaren Energien. Die Bilanz 

dazu kann sich in Deutschland durchaus sehen lassen: Der Anteil 

Erneuerbarer Energien am Bruttostromverbrauch hat sich in den 

letzten zehn Jahren mehr als verdoppelt und lag 2021 bei 41,4 

Prozent. Doch eine erfolgreiche Energiewende erfordert nicht 

nur eine Strom-, sondern auch eine Wärmewende.

Heizen, Warmwasser und Prozesswärme verbrauchen fast die 

Hälfte unseres Energiebedarfs in Deutschland. Wir stehen somit 

vor einer gewaltigen Aufgabe, die große Veränderungen in 

unserer Gesellschaft mit sich bringen, Kapitalströme umlenken, 

zu einem Umbau der Infrastruktur führen und neue Technologien 

auf den Markt bringen wird – die Wärmewende. Damit sie 

gelingt, muss sie sozial sein. Ohne soziale Balance wird schon 

bald die Akzeptanz schwinden und die Energiewende käme 

insgesamt zu einem Stillstand. 

In den Großstädten ist die energetische Gebäudesanierung in die 

Kritik geraten, da sie insbesondere in begehrten Wohnlagen zu 

Keine Energiewende ohne soziale Wärmewende: 
Impulse für eine bezahlbare Versorgung mit „grüner Wärme“ 
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Sommerhit Neun-Euro-Ticket – 
Aber was kommt danach? 
Vorschläge für einen nach- 
haltigen und kundenfreundli-
chen öffentlichen Verkehr 
AG Verkehr und Mobilität des  

Managerkreises, September 2022

Sommerhit Neun-Euro-Ticket – Aber was kommt danach?
Vorschläge für einen nachhaltigen und 

kundenfreundlichen öffentlichen Verkehr 

SE P 2022

Es war eine bahnbrechende Entscheidung von Bundestag und 

Bundesrat: Das Neun-Euro-Ticket im Nahverkehr gilt für jeder-

mann bis zum 31. August 2022. Ein Fahrschein, ein Tarif. Ganz 

Deutschland ist für drei Monate ein einziger Verkehrsverbund! 

1

Attraktivität und Akzeptanz des Neun-Euro-Tickets beruhen auf 

drei Gründen:

 dem sensationell günstigen Preis, 

 der leichten Handhabbarkeit ohne Rücksichtnahme auf  

besondere Tarifbestimmungen und

 der deutschlandweiten Gültigkeit des Tickets.

Zunächst ist festzuhalten, dass der in der deutschen Verkehrs-

politik einmalige und geradezu disruptive Vorschlag einer bun-

desweiten Nahverkehrsflatrate vor allem im sozialpolitischen  

1 Vgl. Pressemitteilung des VDV über die 9-Euro-Marktforschung vom  
11. Juli 2022.

Kontext zu sehen ist. Zwar wurden bislang das 365-Euro-Ticket 

oder ein kostenloser ÖPNV-Tarif diskutiert, aber fast nirgendwo 

umgesetzt. Der Bundesregierung ging es jetzt in erster Linie um 

eine finanzielle Entlastung für die Bürger_innen in Zeiten deutlich 

steigender Energiepreise und einer hohen Inflationsrate. 

Neben dem sogenannten Tank-Rabatt und der Energiepauscha-

le sollten auch die Fahrgäste von Bussen und Bahnen finanziell 

entlastet werden. Mit dem Neun-Euro-Ticket liegen die Einspa-

rungen für den Einzelnen bzw. für Familien mit Abonnements 

oder Zeitkarten zum Teil deutlich über den sonstigen Hilfen des 

Entlastungspaketes der Bundesregierung. Dabei ist nicht zu ver-

gessen, dass die Einführung auch auf eine ökologische Kompo-

nente zielt, wenn diese auch nicht im Vordergrund stand. 

Eine Verkehrswende ist im Zusammenspiel von Kosten/Preisen, 

Attraktivität aus Sicht der Kund_innen, ökologischen Effekten 

und Finanzierbarkeit für die öffentliche Hand zu sehen. 
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Ein Impulspapier der AG Verkehr und Mobilität des Managerkreises 
Jürgen Fenske, Stefan Heimlich, Bernd Törkel, Hans Leister

Mit dem Neun-Euro-Ticket rückt erstmals ein für den ÖPNV völlig neues Angebot und Anreizmodel 
für die Bürger_innen in den Vordergrund. Der Ansturm und Zuspruch ist beispiellos: Nach Informatio-
nen des Verbandes Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) sollen allein im Juni 2022 rd. 30 Mio. Per-
sonen das Ticket einschließlich der Kund_innen mit Abonnements besessen haben. Die Bezeichnung 
„Neun-Euro-Ticket“ kennen 98  % der Befragten.1 Aber: Preise allein, auch attraktive Preise, werden 
die Verkehrswende nicht herbeiführen. Auch die Angebote müssen stimmen. Das heißt: Neben einer 
kundenorientierten Tarifgestaltung brauchen wir Klarheit über den künftigen finanziellen Rahmen für 
den ÖPNV. Und dieser kann nicht allein mit dem bisherigen Finanzierungssystem des ÖPNV gestaltet 
werden, sondern muss alle Förderungsmöglichkeiten des Bundes und der Länder im Verkehr und alle 
Verkehrsträger einbeziehen. 

2T – Tarifvertrag Trans-
formation, Sozialpartner-
schaftliche und zukunfts- 
sichernde Transformation 

Plattform für Innovation &  

Transformation im Manager-

kreis, Dezember 2022

Ein strukturiertes und nachvollziehbares Vorgehen unter 

Beteiligung der Beschäftigten ist für die erfolgreiche Digi-

talisierung in der Arbeitswelt unabdingbar. Es ergeben sich 

neue Geschäftsmodelle, Unternehmensstrategien, Kultur- und 

Wertparameter, neue bzw. veränderte Berufsbilder und Funk-

tionen sowie kurzzyklische Weiterbildungsnotwendigkeiten.  

Zudem verschärfen der demografische Wandel und der ste-

tig steigende Bedarf an Fach- und Führungskräften die Aus-

gangslage für und in Unternehmen. Dies kann auf Seiten der 

Mitarbeiter_innen zu Unsicherheit hinsichtlich einer erfolgrei-

chen Zukunft führen. 

Ziel ist die erfolgreiche Gestaltung dieser Transformation in 

Betrieben und Verwaltungen durch ein tarifvertragliches Re-

gelwerk mit Gestaltungsmöglichkeiten für die Sozialpartner. 

Die ‚Plattform für Innovation und Transformation‘ definiert 

dafür einen Betrachtungsraum von drei Dimensionen samt 

entsprechenden Gestaltungsfeldern für die Transformation. 

2T – Tarifvertrag Transformation
Sozialpartnerschaftliche und zukunftssichernde Transformation

DE Z 2022

• Erfolgreiche Transformation benötigt ein strukturiertes und transparentes Vorgehen unter 
Beteiligung der Beschäftigten. 

• Unternehmen in eine sichere Zukunft führen: Dazu gehört ein gemeinsames Verständnis der 
Transformation über die Einführung von IT-Systemen hinaus. Personalentwicklung wird zum 
wettbewerbsentscheidenden Faktor.

• Der Tarifvertrag Transformation bündelt die zentralen Gestaltungselemente von Arbeitszeit-
erfassung bis zur Weiterbildung im Einvernehmen der Sozialpartner.  

• Der Beitrag greift die Idee des Digitalisierungs-Tarifvertrags der Vereinten Dienstleistungs- 
gewerkschaft ver.di auf und entwickelt daraus branchenübergreifende Gestaltungsfelder und 
Handlungsempfehlungen.

Plattform für Innovation & Transformation im Managerkreis  
der Friedrich-Ebert-Stiftung  

Gabriele Schmidt und Dr. Frank Lelke
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Zuletzt erschienene Publikationen des Managerkreises:

https://library.fes.de/pdf-files/managerkreis/19785.pdf
https://library.fes.de/pdf-files/managerkreis/19493-20220905.pdf
https://library.fes.de/pdf-files/managerkreis/19316.pdf
https://library.fes.de/pdf-files/managerkreis/19350.pdf



